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1. Allgemeines/Einleitung

1.1 Tätigkeitsbericht

Die nach dem Wohn- und Teilhabegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen
(WTG) zuständigen Behörden, kurz WTG-Behörden (früher Heimaufsicht), sind
nach § 14 Abs.12 WTG verpflichtet, alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht über
ihre Arbeit zu erstellen. Dieser Bericht ist zu veröffentlichen und den
kommunalen Vertretungsgremien sowie den Aufsichtsbehörden zur Verfügung
zu stellen. Der vorliegende Bericht umfasst den Berichtszeitraum 2023/2024. Er
schreibt die Berichte aus den Vorjahren fort und gibt einen Überblick über die
Aufgabenwahrnehmung der WTG-Behörde in den zwei Berichtsjahren.

Der Tätigkeitsbericht orientiert sich hierbei an dem 2017 formulierten
Strukturvorschlag des damaligen Ministeriums des Landes NRW für
Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter (MGEPA NRW).

1.2 Rechtliche Rahmenbedingungen für die WTG-Behörde
Rechtsgrundlage für das Handeln der WTG-Behörden sind das am 16.10.2014
in Kraft getretene WTG, zuletzt novelliert zum 31.01.2023, und die Verordnung
zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes (WTG DVO) in der
Fassung vom 09.05.2019.

Nach § 43 Abs. 1 WTG sind die Kreise und kreisfreien Städte für die
Durchführung des WTG und die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten sachlich
zuständig. Die Aufgaben werden als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung
wahrgenommen.

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist gemäß § 43 Abs. 3 WTG die
Bezirksregierung in Münster. Die oberste Aufsichtsbehörde ist nach § 43 Abs. 4
WTG das zuständige Ministerium, zurzeit das Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW).

Das WTG und die WTG DVO regeln die ordnungsrechtlichen Standards sowohl
für Angebote zur Pflege und Betreuung älterer Menschen als auch für Men-
schen mit Behinderungen. Zu den ordnungsrechtlichen Anforderungen des
WTG und der WTG DVO gehören u. a.

 Mindeststandards bei der personellen Ausstattung,
 Anforderungen an das Fachpersonal,
 Anforderung an die Pflege- und Betreuungsqualität,
 Regelungen über die Wohnqualität in den Angeboten und
 über die Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzer.
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2. Personelle Ausstattung

2.1 Zahl und Qualifikation der Beschäftigten

Die WTG-Behörde ist in Gelsenkirchen als Team Heimaufsicht/
Qualitätssicherung/Clearingstelle organisatorisch der Abteilung Hilfe für
Senioren, Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderung dem Referat
Soziales im Vorstandsbereich Arbeit und Soziales, Gesundheit und
Verbraucherschutz zugeordnet. Neben den Aufgaben des WTG werden auch
die der Verordnung über die Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung im
Alltag und Förderung der Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur in
Nordrhein-Westfalen (AnFöVO NRW) wahrgenommen.

Gemäß § 14 Abs. 12 WTG müssen mit der Durchführung des Gesetzes
Personen betraut werden, die die erforderliche Fachkunde und persönliche
Eignung besitzen. Die WTG-Behörde setzt sich aus Dienstkräften mit unter-
schiedlichen beruflichen Qualifikationen zusammen. Im Berichtszeitraum
2023/2024 bestand folgende Personalstruktur:

 eine Teamleitung, die das Team Heimaufsicht/Clearingstelle leitet,
 fünf Verwaltungskräfte des gehobenen nichttechnischen Dienstes mit 4,5

Stellenanteilen,
 drei examinierte Pflegefachkräfte mit 2,5 Stellenanteilen, die ab 01.04.2022,

vorläufig befristet, auf 3 Stellenanteile angehoben wurden. Die Befristung
der Stelle wird im eingeleiteten Wiederbesetzungsverfahren in eine
unbefristete Stelle umgewandelt werden.

2.2 Fortbildungen und Qualitätsmanagement

Die Dienstkräfte der WTG-Behörde nahmen in den Jahren 2023 und 2024 an
folgenden Fortbildungen bzw. Fachveranstaltungen sowie Dienst-
besprechungen und Arbeitskreisen teil:

 Gewaltschutz in WTG-Einrichtungen
 WTG NRW- „Nach der Reform ist vor der Reform“
 WTG NRW – „Novellierung des WTG und der WTG-DVO 2023: Viel Neues

und offene Fragen“
 Teilnahme am Netzwerk Gewaltschutz inklusiv!

NRW vernetzt sich! Gewaltschutz verbessern für Frauen mit Behinderung
 Teilnahme am Arbeitskreis der WTG-Behörden im Regierungsbezirk

Münster
 Teilnahme am Arbeitskreis „Pflegefachtreffen“ der WTG-Behörden im

Regierungsbezirk Münster
 Teilnahme an dem Arbeitskreis zur Zusammenarbeit der WTG-Behörden mit

dem LWL
 Teilnahme am Arbeitskreis „WfbM“ der WTG Behörden im Regierungsbezirk

Münster
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 Austauschtreffen mit der Regionalplanung des LWL
 Regelmäßige Teilnahme an den Dienstbesprechungen des MAGS NRW
 Teilnahme an der Arbeitsgruppe kommunaler WTG-Behörden
 Teilnahme an den Austauschtreffen zur AnFöVO mit dem Regionalbüro

Alter, Pflege und Demenz
 Teilnahme an dem Arbeitskreis der Behörden zur Ausführung der AnFöVO

Die WTG-Behörde hat verschiedene Fachzeitschriften abonniert und die
Dienstkräfte informieren sich darüber hinaus im Rahmen des Selbststudiums
über aktuelle fachliche und wissenschaftliche Entwicklungen (Kommentare zum
WTG, Erlasse, Rechtsprechung, Pflegestandards).

3. Wohn- und Betreuungsangebote

3.1 Geltungsbereich des WTG

Folgende Wohn-und Betreuungsangebote werden vom WTG erfasst:

 Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot (EuLA)
Gemeint sind vollstationäre Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der
Eingliederungshilfe mit umfassender Gesamtversorgung.

 Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen
Hier leben bis zu zwölf Menschen mit einem Unterstützungs- bzw.
Pflegebedarf in einem gemeinsamen Hausstand zusammen und erhalten
Betreuungsleistungen im Sinne des Gesetzes (Pflege und/oder Soziale
Betreuung).
Unterschieden werden anbieterverantwortete und selbstverantwortete
Wohngemeinschaften. Die Kriterien für die Selbstverantwortung sind in
§ 24 Abs. 2 WTG legaldefiniert.

 Angebote des Servicewohnens
Kennzeichnend für das Servicewohnen ist die Wohnraumüberlassung
verbunden mit der Abnahme allgemeiner Unterstützungsangebote sowie die
freie Wählbarkeit weiterer, über die Grundleistung hinausgehender Pflege-
und Betreuungsleistungen.

 Ambulante Dienste
Zu den Ambulanten Diensten gehören sämtliche Pflege- und Betreuungs-
dienste mit einem Versorgungsvertrag nach dem Sozialgesetzbuch - Elftes
Buch (SGB XI).

 Gasteinrichtungen
Zu den Gasteinrichtungen zählen Hospize, Einrichtungen der Tages- und
Nachtpflege und Kurzzeitpflegeeinrichtungen.
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 Werkstätten für behinderte Menschen
Eine Werkstatt für behinderte Menschen ist eine Einrichtung zur Teilhabe
behinderter Menschen am Arbeitsleben und zur Eingliederung in das
Arbeitsleben.

Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot, anbieterverantwortete
Wohngemeinschaften, Gasteinrichtungen und Werkstätten für behinderte Men-
schen unterliegen den Regelprüfungen der WTG-Behörde und werden unter
Berücksichtigung verschiedener Voraussetzungen im Zeitabstand von bis zu
zwei bzw. drei Jahren geprüft. Außerdem werden diese Einrichtungstypen
durch anlassbezogene Prüfungen überwacht.

Für Servicewohnen und Ambulante Dienste besteht lediglich eine Anzeige-
pflicht. Für Ambulante Dienste gilt dies jedoch nur, soweit sie Menschen in ihrer
eigenen Häuslichkeit aufsuchen. Sobald Ambulante Dienste in selbstverantwor-
teten Wohngemeinschaften tätig sind, werden sie nachrangig zur Prüfbefugnis
des Medizinischen Dienstes (MD) durch anlassbezogene Prüfungen der WTG-
Behörde überwacht. Die selbstverantworteten Wohngemeinschaften unterliegen
bis auf eine Anzeigepflicht nicht den Anforderungen nach dem WTG.

3.2 PfAD.wtg

Zur Erfüllung der Anzeige- und Meldepflichten für alle Angebote im Sinne des
§ 2 Abs. 2 WTG hat das Land NRW im Jahr 2016 das Verfahren Pfad.wtg ver-
bindlich vorgegeben. Dabei steht PfAD für Pflege und Alter Datenbank, wtg
nimmt Bezug auf die gesetzliche Grundlage, das Wohn- und Teilhabegesetz.
Pfad.wtg ist eine internetgestützte, elektronische Datenbank, die alle erforderli-
chen Angaben zur behördlichen Qualitätssicherung aller Leistungsangebote in
NRW erfassen soll und kontinuierlich weiterentwickelt wird. Das Verfahren wird
vom zuständigen Ministerium betreut. Die letzte Anpassung erfolgte in 2024.

Die gesetzlich vorgeschriebene Verpflichtung zur Nutzung dieser Datenbank
ergibt sich für alle Leistungsanbieter aus §§ 9 Abs. 2 und 14 Abs. 7 WTG in
Verbindung mit § 5 WTG DVO. Die Meldungen der Basisdaten sind von den
Leistungsanbietern vorgenommen worden, die Fortschreibung der Meldungen
erfolgt mittlerweile routinemäßig. Diese Einträge werden systematisch von der
WTG-Behörde überprüft.

Bis in den März 2023 erfolgte bedingt durch die Corona-Pandemie die Eingabe
einer Vielzahl zusätzlicher Daten, wie die Meldung der Anzahl der infizierten
Nutzer, die Anzahl der Todesfälle in der Einrichtung sowie die Anzahl des infi-
zierten und sich in Quarantäne befindenden Personals. Ebenfalls zusätzlich
wurden verschiedene Angaben zu dem Impfstatus der Bewohner und des Per-
sonals erfasst. Die Kontrolle und die Auswertung dieser Daten erhöhte den Ar-
beitsaufwand der WTG-Behörde.
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3.3 Grunddaten zu allen Wohn- und Betreuungsangeboten

Angebot Anzahl Platzzahl
2023 2024 2023 2024

Vollstationäre
27 27 2699 2690Pflegeeinrichtungen

(EuLA)
Besondere  Wohn-
formen

20 20

865 865

der Eingliederungshilfe
(EuLA)

einschl. AWG und
Außenwohnungen

einschl. AWG und
Außenwohnungen

Gasteinrichtungen,
davon:

Einrichtungen der
2 2 41 41Kurzzeitpflege

Hospize 1 1 10 10
Tagespflege 9 9 170 170

Wohngemeinschaften
mit Betreuungs-
leistungen 32 30 260 248

(anbieterverantwortet)
Wohngemeinschaften
mit Betreuungs-
leistungen 6 6 53 53

(selbstverantwortet)
Tagesstätten 2 2 50 50
Ambulante Pflege-
dienste 53 55

Angebote Service-
wohnen 10 10

Werkstätten für
behinderte Menschen 2 2

Total 164 164 4148 4127
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Die Anzahl der Einrichtungen bzw. Leistungsangebote ist von 159 (Stand
31.12.2022) auf 164 (Stand 31.12.2024) gestiegen.
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In 2023 musste eine besondere Wohnform der Eingliederungshilfe aufgrund
eines Brandschadensereignisses schließen, was zu dem Verlust von 24
Betreuungsplätzen führte. Die Renovierungsarbeiten in der Einrichtung
dauerten auch in 2024 noch an.

In 2024 wurden drei anbieterverantworteten Wohngemeinschaften durch
Ordnungsverfügungen des Bauordnungsamtes die weitere Nutzung der
Räumlichkeiten als Wohngemeinschaft untersagt. Insbesondere aufgrund der
Nichteinhaltung brandschutzrechtlicher Bestimmungen bestand eine Gefahr für
die Nutzer der Wohngemeinschaften. Eine Intensivpflege- Wohngemeinschaft
mit neun Plätzen und eine Demenz-Wohngemeinschaft mit acht Plätzen haben
daraufhin ihren Betrieb in Gelsenkirchen eingestellt. Eine weitere Demenz-
Wohngemeinschaft hat ihren Standort verlagert, was zu einer Verringerung des
Angebotes von vier Plätzen führte.

Eine Wohngemeinschaft der Eingliederungshilfe mit fünf Plätzen hat dagegen in
2024 ihren Betrieb aufgenommen.

Die Reduzierung der Platzzahl im Bereich der vollstationären Pflege resultiert
aus abgeschlossenen Umbaumaßnahmen. Desweiteren wurde auch in einer
stationären Pflegeeeinrichtung die weitere Nutzung von neun Plätzen einer
Etage durch die Bauordnung aus brandschutzrechtlichen Gründen untersagt.

Die Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben in Werkstätten für behinderte
Menschen sind durch die Neufassung des WTG zum 01.01.2023 nun auch vom
WTG umfasst und im Rahmen von Regelprüfungen und anlassbezogenen
Prüfungen zu begehen. In Gelsenkirchen sind in zwei Werkstätten für
behinderte Menschen 1109 Menschen mit Behinderung und Assistenzbedarf
beschäftigt.

Ansonsten ist das Leistungsangebot, auch im Vergleich zu dem vorherigen
Berichtszeitraum, stabil geblieben.

4. Tätigkeiten der WTG-Behörde

4.1 Beratung und Information

Das WTG bildet zusammen mit der WTG DVO die Handlungsgrundlage für die
Tätigkeiten der Heimaufsicht und verfolgt dabei konsequent den Grundgedan-
ken, dass die Rechte der Bewohner in Betreuungseinrichtungen stets an erster
Stelle stehen müssen.

Dies wird durch den bereits in § 1 WTG formulierten „Zweck des Gesetzes“
deutlich, wonach
 die Würde, die Rechte, die Interessen und Bedürfnisse der Menschen, die

Wohn- und Betreuungsangebote für ältere oder pflegebedürftige Menschen
und Menschen mit Behinderungen nutzen, vor Beeinträchtigungen zu
schützen, die Rahmenbedingungen für Betreuungs- und Pflegekräfte positiv
zu gestalten und
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 die Einhaltung der den Leistungsanbietern obliegenden Pflichten zu sichern
sind.

Es soll älteren oder pflegebedürftigen Menschen und Menschen mit Behinde-
rung ein selbstbestimmtes Leben gewährleisten, deren Mitwirkung und Mitbe-
stimmung unterstützen, die Transparenz über Gestaltung und Qualität von Be-
treuungsangeboten fördern und zu einer besseren Zusammenarbeit aller zu-
ständigen Behörden beitragen.

Somit gehört die Information und Beratung zum Kerngeschäft der WTG-
Behörde und beinhaltete einen Großteil der Tätigkeiten.

Die Beratungsgespräche umfassten insbesondere
 die allgemeine Beratung und Information nach § 11 WTG,
 die Prüfung der Art des Leistungsangebotes nach § 2 WTG,
 die Beratung von Betreibern und Investoren bei konzeptionellen und/oder

baulichen Veränderungen,
 die Beratung und Unterstützung von Betreibern und Investoren zur Planung

neuer Einrichtungen sowie Wohngemeinschaften und alternativer
Wohnformen sowie

 die Beratung von Betreibern und Einrichtungsleitungen bei festgestellten
Mängeln nach § 15 WTG.

Beratungen werden von den Nutzern der Einrichtungen, ihren An- und
Zugehörigen, gesetzlichen Betreuern, den Mitarbeitenden in den Einrichtungen
und den Leistungsanbietern in Anspruch genommen.

Beratungen werden nur dokumentiert, wenn diese einen zeitlichen Rahmen von
mindestens 30 Minuten überschreiten. Alle zeitlich darunterliegenden Auskünfte
werden, ebenso wie Beratungen, die im Zusammenhang mit Anlass- oder
Regelprüfungen erfolgen und dann Bestandteil der Qualitätssicherung sind,
nicht erfasst.

In 2023 erfolgten 40 gesondert erfasste Beratungen. 28 Beratungen betrafen
Senioren- und Pflegeeinrichtungen, drei Beratungen erfolgten für Einrichtungen
der Eingliederungshilfe, fünf Beratungen erfolgten für Wohngemeinschaften und
vier Beratungen wurden für Gasteinrichtungen durchgeführt. 17 dieser
Beratungen wurden von Einrichtungs- oder Pflegedienstleitungen und fünf
weitere Beratungen von Mitarbeitern in Anspruch genommen. Acht Beratungen
erfolgten mit Angehörigen oder Betreuern der Nutzer und dreimal wurden
Nutzer einer Einrichtung beraten.

Die Beratungsanlässe ergeben sich aus nachfolgender Übersicht, wobei
teilweise mehrere Themenfelder bei einer Beratung angesprochen wurden.
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In 2024 erfolgten 36 gesondert erfasste Beratungen. 20 Beratungen betrafen
Senioren- und Pflegeeinrichtungen, fünf Beratungen erfolgten für Einrichtungen
der Eingliederungshilfe, sechs Beratungen erfolgten für Wohngemeinschaften
und fünf Beratungen wurden für Gasteinrichtungen durchgeführt. 21 dieser
Beratungen wurden von Einrichtungs- oder Pflegedienstleitungen und zwei
weitere Beratungen von Mitarbeitern in Anspruch genommen. 13 Beratungen
erfolgten mit Angehörigen oder Betreuern der Nutzer. Nutzer einer Einrichtung
wurden selbst nicht beraten.

Auch hier die Beratungsanlässe in der Übersicht:

In beiden Jahren des Berichtszeitraumes lag der Schwerpunkt der Beratungen
auf Themen der Pflege und Betreuung. Die Beratungen zu sonstigen Anlässen
bezogen sich beispielsweise auf bauliche Maßnahmen oder die Umsetzung von
freiheitsentziehenden Maßnahmen.
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4.2 Überwachung

4.2.1 Die Aufgabe der behördlichen Qualitätssicherung

Gemäß § 14 Abs. 1 WTG prüft die WTG-Behörde die Wohn- und
Betreuungsangebote daraufhin, ob sie in den Geltungsbereich des WTG fallen
und die gesetzlichen Anforderungen nach diesem Gesetz und aufgrund der
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen erfüllen.

Die Prüfungen der Erfüllung der Anforderungen erfolgen durch
Anzeigeprüfungen, sowie in Form von Regel- oder Anlassprüfungen. Je nach
Einrichtungstyp sind hierbei verschiedene Anforderungen und, wie bereits in
Ziffer 3.1 dargestellt, Zeitabstände maßgebend. Die Prüfungen der WTG-
Behörde erfolgen grundsätzlich unangemeldet und in der Regel durch ein
Prüfteam, bestehend aus einer Verwaltungs- und einer Pflegefachkraft. Nach
der Prüfung vor Ort erfolgt die Auswertung der Begehung und die Überprüfung
der angeforderten Unterlagen der Einrichtung, wie Dienstpläne, Personallisten
und Sonstiges.

Grundlage für die Durchführung der Regelprüfungen war, bis zu seiner
Aufhebung in 2019, der landeseinheitliche Rahmenprüfkatalog, der ein
möglichst einheitliches Vorgehen bei den Prüfungen im Bundesland
gewährleisten sollte. Daraus entwickelt wurde ein Regelprüfkatalog, der, auf die
einzelnen Leistungsangebote angepasst, folgende Prüfkategorien umfasst:

1. Wohnqualität
2. Hauswirtschaftliche Versorgung
3. Gemeinschaftsleben und Alltagsgestaltung
4. Information und Beratung
5. Mitwirkung und Mitbestimmung
6. Personelle Ausstattung
7. Pflege und Betreuung
8. Freiheitentziehende Maßnahmen
9. Gewaltschutz

4.2.1.1 Wiederkehrende Prüfungen (Regelprüfungen)

Grundsätzlich ist bei den Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot
(EuLA) mindestens einmal im Jahr eine Regelprüfung vorzunehmen.
Abweichend hiervon können die Regelprüfungen in einem Abstand von
höchstens zwei Jahren stattfinden, wenn bei der letzten Regelprüfung keine
„wesentlichen“ Mängel festgestellt wurden. Als „wesentlich“ gelten Mängel,
aufgrund derer die Behörde eine Anordnung erlassen hat und denen nicht
alleine durch eine Beratung begegnet wurde.

Bei den Gasteinrichtungen beträgt der Abstand der Prüfungen durch die WTG-
Behörde höchstens drei Jahre.
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Wohngemeinschaften werden bei erstmaligem Bekanntwerden des Angebotes
daraufhin geprüft, ob eine selbst- oder eine anbieterverantwortete
Wohngemeinschaft vorliegt. Anbieterverantwortete Angebote unterliegen in
vollem Umfang dem WTG und es erfolgt eine turnusmäßige Regelprüfung, bei
einer selbstverantworteten Wohngemeinschaft erfolgt in regelmäßigen
Abständen eine Prüfung, ob die Voraussetzungen der Selbstverantwortung
weiterhin erfüllt sind.

In 2023 fanden zwei Statusprüfungen und in 2024 eine derartige Statusprüfung
statt.

Anzahl der wiederkehrenden Prüfungen

Einrichtungsart
Wiederkehrende Prüfungen in den Jahren

2023 2024
Vollstationäre
Pflegeinrichtungen (EuLA) 18 6

Besondere Wohnformen der
Eingliederungshilfe (EuLA) 3 8

Gasteinrichtungen, davon:
Einrichtungen der
Kurzzeitpflege 1 1

Hospize 0 0
Tagespflege 5 0

Wohngemeinschaften
(anbieterverantwortet) 9 4

Werkstätten für behinderte
Menschen 0 1

Total 36 20

Im gesamten Berichtszeitraum, insbesondere aber in 2024, konnten die
Regelprüfungen nicht wie geplant erfolgen.

Anfang 2023 waren noch zusätzliche Arbeiten der WTG-Behörde im Rahmen
der Corona-Pandemiebekämpfung, wie die Kommunikation und Überwachung
der sich fortlaufend ändernden Corona Regelungen erforderlich.

Darüber hinaus wurden die Regelungen zur Gewaltprävention und zum Einsatz
von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen vom
Gesetzgeber überarbeitet und es wurden Verbesserungen zum Gewaltschutz in
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen vorgenommen. Die Begleitung
der Einrichtungen bei der Erstellung einrichtungsbezogener Konzepte erwies
sich als arbeitsintensiv.

Bei den durchgeführten Regelprüfungen wurden dann in einigen Einrichtungen
strukturelle Probleme festgestellt, die umfassende Beratungen und
Nachprüfungen erforderlich machten, die auch noch in 2024 Prüfkapazitäten
beanspruchten.
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In 2024 kam, wie nachfolgend dargestellt, eine starke Zunahme von
Beschwerden hinzu, die anlassbezogene Prüfungen erforderlich machten.

4.2.1.2 Anlassbezogene Prüfungen

Anzahl der anlassbezogenen Prüfungen

Einrichtungsart
Anlassbezogene Prüfungen in den Jahren

2023 2024
Vollstationäre
Pflegeinrichtungen (EuLA) 28 51

Besondere Wohnformen der
Eingliederungshilfe (EuLA) 5 4

Gasteinrichtungen, davon:
Einrichtungen der
Kurzzeitpflege 1 1

Hospize 0 0
Tagespflege 0 1

Wohngemeinschaften
(anbieterverantwortet) 4 4

Werkstätten für behinderte
Menschen 0 0

Total 38 61

Anlassbezogene Prüfungen auf Grund von Beschwerden oder sonstigen
Hinweisen haben Priorität und werden zeitnah durchgeführt. Sie dienen der
Klärung des Sachverhalts. Der Großteil der Beschwerden entfällt hierbei auf die
vollstationären Pflegeeinrichtungen.

Während die Anzahl der Beschwerden in 2023 ungefähr auf dem Niveau der
Vorjahre lag, haben die Beschwerden in 2024 signifikant um 60 %
zugenommen.

Die anlassbezogenen Prüfungen, die der WTG-Behörde aufgrund von
Beschwerden und Hinweisen bekannt geworden sind, bezogen sich
überwiegend auf pflegerische Mängel, die Personalausstattung, fehlende
soziale Betreuung sowie Mängel bei der Verpflegung und der
Medikamentengabe.

In 2023 waren 14 der Beschwerden tatsächlich oder teilweise begründet, in
2024 waren dies 21. Die Beratung der betroffenen Einrichtung reichte für die
Beseitigung der festgestellten Mängel aus.
Das Ergebnis der durchgeführten Prüfungen wurde dem jeweiligen
Beschwerdeführer unter Berücksichtigung des Datenschutzes mitgeteilt.
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4.2.1.3 Durchgeführte Prüfungen insgesamt

4.2.1.4 Prüfungsergebnisse

Nach § 14 Abs. 9 WTG in Verbindung mit § 4 WTG DVO sind die wesentlichen
Ergebnisse der Regelprüfungen im Internet-Portal der zuständigen Behörde zu
veröffentlichen.

Der jeweilige Ergebnisbericht enthält Angaben zu den Prüfkategorien
Wohnqualität, hauswirtschaftliche Versorgung, Gemeinschaftsleben und
Alltagsgestaltung, Information und Beratung, Mitwirkung und Mitbestimmung,
personelle Ausstattung, Pflege und Betreuung, freiheitsentziehende
Maßnahmen und Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt.

Die Veröffentlichung der Ergebnisberichte der WTG-Behörde der Stadt
Gelsenkirchen erfolgt auf der Internetseite www.gelsenkirchen.de unter:
https://www.gelsenkirchen.de/de/Soziales/Leben_mit_Behinderungen/einrichtun
gen_fuer_menschen_mit_behinderung/Heimaufsicht.aspx.

Bei der Feststellung von Mängeln wird zwischen geringfügigen und
wesentlichen Mängeln differenziert. Geringfügig sind Mängel, wenn im Rahmen
der Ermessensausübung von einer Anordnung abgesehen wird. Wesentliche
Mängel liegen vor, wenn zu ihrer Beseitigung eine Anordnung (Festlegung einer
bestimmten Personalbesetzung, Verhängung eines Aufnahmestopps, Betriebs-
untersagung, etc.) erlassen wird.
Wesentliche Mängel sind bei zwei Prüfungen festgestellt worden. Betroffen
waren eine vollstationäre Pflegeeinrichtung und eine anbieterverantwortete
Wohngemeinschaft. Zur Beseitigung des festgestellten jeweiligen Mangels
wurde ein vorläufiger Belegungsstopp durch Ordnungsverfügung angeordnet.
Die Einrichtungen wurden bei der Beseitigung des Mangels engmaschig von
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der WTG-Behörde begleitet, sodass in beiden Fällen die Anordnung wieder
aufgehoben werden konnte.

Weitere Anordnungen wurden im Rahmen der durchgeführten Regelprüfungen
nicht erlassen.

Geringfügige Mängel ergaben sich insbesondere bei der personellen
Ausstattung, der fehlenden Fortbildungsplanung, im Bereich des sachgerechten
Umgangs mit Medikamenten, der Dokumentation und der Pflegeplanungen. Ein
weiterer Schwerpunkt der aufgetretenen Mängel war die Umsetzung der zum
01.01.2023 in das WTG neu aufgenommenen Bestimmungen zur
Gewaltprävention, sowie zur Durchführung und Dokumentation von
freiheitentziehenden und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen.

Zur Behebung dieser Mängel reichte eine Beratung durch die WTG-Behörde
aus.

Trotz der festgestellten Mängel bestand in den geprüften Einrichtungen
überwiegend eine selbstbestimmte, am persönlichen Bedarf orientierte,
gesundheitsfördernde und qualifizierte pflegerische und soziale Betreuung.

4.2.1.5 Anzeigepflichtige Tatbestände/Mitteilungen

Die Grundlage für die Anzeigepflicht bildet § 9 WTG in Verbindung mit §§ 23,
33, 35, 36, 43 der WTG DVO.

Folgende Anzeigeprüfungen wurden im Berichtszeitraum durchgeführt:

2023 2024
Inbetriebnahmen 1 1
Wechsel der Einrichtungs- bzw. Pflegedienstleitungen ,ie
und der verantwortlichen Fachkräfte

15 20

Die Prüfungen der fachlichen Anforderungen an die Einrichtungsleitungen und
Pflegedienstleitungen, sowie der verantwortlichen Fachkräfte in Einrichtungen
der Eingliederungshilfe gestalteten sich sehr arbeitsintensiv. Die nach dem
Gesetz erforderlichen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen sind mit
den eingereichten Unterlagen abzugleichen. Insbesondere der Abgleich
unterschiedlicher Berufsqualifikationen und Fortbildungsmaßnahmen erfordert
eine umfassende Prüfung.

Des Weiteren sind in Gasteinrichtungen Vertrauenspersonen durch die WTG-
Behörde zu bestellen, die die Interessen der Nutzer in der Einrichtung vertreten.
In 2023 wurden sieben, in 2024 zwei Vertrauenspersonen eingesetzt.
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4.2.1.6 Befreiungen

In § 13 WTG findet sich die Grundlage für alle Möglichkeiten der Abweichung
von Anforderungen nach dem WTG (Ausnahmegenehmigungen).

In 2023 wurden drei Ausnahmegenehmigungen, die eine Abweichung von der
Wohnqualität in Einrichtungen der Eingliederungshilfe betrafen, erteilt.

Drei weitere Ausnahmegenehmigungen erfolgten für die Abweichung von der
Wohnqualität in 2024 ebenfalls für Einrichtungen der Eingliederungshilfe.

4.2.2 Gebührenerhebung

Für die Aufgabenwahrnehmung im Rahmen des WTG werden Gebühren nach
dem Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in
Verbindung mit der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) erhoben.

Die Tarifstelle 12.3 gibt überwiegend einen Gebührenrahmen vor. Bei der
konkreten Berechnung und Bemessung der Verwaltungsgebühr werden die
hierzu ergangenen Empfehlungen des Städtetages Nordrhein-Westfalen zu
Grunde gelegt.

4.2.3 Übersicht der Gebühreneinnahmen

Im Berichtszeitraum wurden im Jahr 2023 insgesamt 52.426,00 € und im Jahr
2024 insgesamt 54.800,00 € vereinnahmt. Die Beträge liegen oberhalb der
kalkulierten Einnahmen. Der Anstieg der Einnahmen erklärt sich aus der
Wiederaufnahme der Regelprüfungen nach der Corona-Pandemie, den erteilten
Ausnahmegenehmigungen und der gestiegenen Anzahl der begründeten
anlassbezogenen Prüfungen.
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4.3 Zusammenarbeit und Kooperation

Innerhalb der Stadtverwaltung bestehen enge Arbeitsbeziehungen.

Dies sind insbesondere:

 Referat Soziales - 50/3.1 - Pflegekoordination
 Koordinierungsstelle SBB – Senioren- und Behindertenbeauftragter
 Referat Gesundheit - 53/3 Sozialpsychiatrischer Dienst, 53/5 Medizinal-

aufsicht, Umweltmedizin und Hygiene
 Referat Bauordnung und Bauverwaltung - 63/2 Sonderbau

Die Information über prüfungsrelevante Themen und Prüfergebnisse erfolgt
gegenseitig. Während der Planungs- und Bauphase neuer Einrichtungen
arbeiten die involvierten Referate vertrauensvoll zusammen. Gesprächstermine
mit Investoren, Architekten und Betreibern werden, soweit erforderlich,
gemeinsam wahrgenommen.

Daneben erfolgt auch eine enge Zusammenarbeit mit
 den Landesverbänden der Pflegekassen,
 den Medizinischen Diensten der gesetzlichen und privaten Krankenkassen
 den örtlichen und überörtlichen Trägern der Sozialhilfe.

Mit dem Medizinischen Dienst (MD) und dem Verband der privaten
Krankenversicherung (PKV) besteht ein enger Kontakt und Austausch. Die
Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf die Abstimmung der
Prüftermine der WTG-Behörde und den Terminvorgaben des MD/PKV.

Die Zusammenarbeit mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) ist
sehr konstruktiv und die WTG-Behörde befindet sich in regem Austausch mit
den Vertretern des LWL, insbesondere mit der zuständigen Regionalplanerin.

5. Fazit, Entwicklung und Ausblick

Zu Beginn des Berichtszeitraums hat die Corona-Pandemie noch wesentlich die
Tätigkeiten der WTG-Behörde bestimmt. Die Einrichtungen waren verpflichtet,
die oftmals kurzfristig erlassenen Verordnungen, Verfügungen und Anweisun-
gen des Ministeriums zu Schutz- und Hygienemaßnahmen umzusetzen. Diese
mussten zeitnah kommuniziert werden und es entstand, aufgrund der sich fort-
laufend ändernden Rechtslage, ein hoher Beratungsbedarf. Hier war die WTG-
Behörde Ansprechpartner zur Klärung der Detailfragen.

Die wesentlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie wie ins-
besondere Testpflichten für Besucher von Einrichtungen, die Maskenpflichten
für Bewohner und die isolierte Unterbringung von positiv getesteten Bewohnern
liefen am 28.02.2023 aus. Am 08.04.2023 entfiel auch die Maskenpflicht für Be-
sucher von voll- oder teilstationären Einrichtungen.
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Auf Grund einer nicht auszuschließenden Energiemangellage wurden die Ein-
richtungen im Frühjahr 2023 sensibilisiert, sich insbesondere auf die Situation
eines längeren Stromausfalls, aber auch auf sonstige mögliche Krisensituatio-
nen vorzubereiten und einrichtungsspezifische präventive Maßnahmen zu er-
greifen.

Die bereits durch die Änderung des WTG 2018 aufgenommene Regelung, dass
alle Individual- und Gemeinschaftsbereiche einer Einrichtung über die techni-
schen Voraussetzungen für die Nutzung eines Internetzugangs verfügen müs-
sen, da die Zugangsmöglichkeiten zum Internet eine wichtige Bedeutung im
Rahmen des Anspruchs der Nutzer auf Teilhabe am Leben haben, konnte,
nach letzten erforderlichen Baumaßnahmen, in allen Einrichtungen umgesetzt
werden.

Des Weiteren mussten die zum 01.01.2023 in Kraft getretenen Regelungen des
novellierten WTG umgesetzt werden, wobei die auch zu ändernde erläuternde
Durchführungsverordnung noch nicht vorliegt. Ziel der Gesetzesänderungen ist
die Sicherstellung qualitativ hochwertiger Betreuungsleistungen, die älteren und
behinderten Menschen eine selbstbestimmte gesellschaftliche Teilhabe ermög-
lichen soll. Insbesondere wurden die Regelungen zur Gewaltprävention und
zum Einsatz von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden Maßnah-
men überarbeitet und Verbesserungen zum Gewaltschutz in Einrichtungen für
Menschen mit Behinderungen vorgenommen.

Die Prüfmöglichkeiten der WTG-Behörden wurden daher auch auf die Beschäf-
tigung in den Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) ausgedehnt. Da
sich die Strukturen in einer WfbM als Angebote zur Teilhabe an Arbeit deutlich
von denen der anderen im WTG genannten Einrichtungen unterscheiden, diffe-
riert hier der Prüfumfang entsprechend. Es werden die Kategorien Information
und Beratung, Anforderungen an Beschäftigte, medizinische Betreuung und
Gewaltprävention, freiheitsentziehende Unterbringungen, freiheitsbeschränken-
de und freiheitsentziehende Maßnahmen geprüft. Die Erfahrungen mit den Prü-
fungen von WfbMs werden in einem Arbeitskreis WfbM unter Einbeziehung des
LWL als Leitungserbringer evaluiert.

Die Regelungen zur Gewaltprävention und zur Vermeidung, Durchführung und
Dokumentation von freiheitsentziehenden Unterbringungen und freiheitsbe-
schränkenden und freiheitsentziehenden Maßnahmen machten von Seiten der
Träger die Erstellung angepasster einrichtungsbezogener Konzepte auf der
Grundlage verpflichtender Vorgaben erforderlich. Hierzu erfolgten sowohl bei
der Erstellung der Konzepte, als auch im Rahmen von Prüfungen vielfach Bera-
tungen der unterschiedlichen Einrichtungen.

Um diese Beratungen qualifiziert durchführen zu können haben die Mitarbeiten-
den der WTG-Behörde an der vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales NRW organisierten Schulung „Gewaltschutz in WTG-Einrichtungen“ teil-
genommen.

Die Prüfung der Umsetzung der Konzepte, die auch die regelmäßige Schulung
der Mitarbeitenden der Einrichtungen umfasst, und die Kontrolle der Dokumen-
tationen bei der Anwendung von freiheitsbeschränkenden und freiheitsentzie-
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henden Maßnahmen, sind neue Schwerpunkte bei den Regelprüfungen gewor-
den.

Auch die Verpflichtung aller Leistungsanbieter in ihren Leistungsangeboten be-
gangene „Besondere Vorkommnisse“, dies sind zum Beispiel alle Formen von
Gewalttaten, auch an die WTG-Behörden zu melden, mit der daraus folgenden
Prüfung der Aufarbeitung des jeweiligen Vorkommnisses und einer möglichen
Anpassung des Gewaltpräventionskonzepts, hat zu einem neuen Aufgaben-
schwerpunkt geführt.

Um Transparenz im Umgang mit freiheitsbeschränkenden und freiheitsentzie-
henden Maßnahmen in Einrichtungen nach dem WTG zu schaffen, hat die Lan-
desregierung zusätzlich bei der Beauftragten der Landesregierung für Men-
schen mit Behinderung sowie für Patienten in Nordrhein-Westfalen, Claudia
Middendorf, die Monitoring- und Beschwerdestelle eingerichtet. Dort werden
Beschwerden angenommen und Meldungen von Einrichtungen zu freiheitsbe-
schränkenden und freiheitsentziehenden Maßnahmen anonym erfasst und aus-
gewertet.

Darüber hinaus wurde die Bestellung einer Ombudsperson verpflichtend. Diese
ist in Gelsenkirchen allerdings schon seit Jahren etabliert. Der Rücktritt der bis-
herigen Ombudsperson machte in 2024 die Bestellung einer neuen Ombuds-
person erforderlich, deren Tätigkeit weiterhin begleitet wird.

Mit der Gesetzesnovellierung sollte auch die Prüftätigkeit der WTG-Behörden
durch eine stichprobenmäßige Begleitung einer Vor-Ort-Prüfung mit Vertretern
der Bezirksregierung als zuständiger Aufsichtsbehörde verbessert werden. Eine
entsprechende Prüfung hat in 2024 stattgefunden.

Neben den sich aus der Novellierung des WTG zum 01.01.2023 ergebenden
Änderungen traten zum 01.07.2023 die neuen Regelungen zur Personalbe-
messung für die Einrichtungen der vollstationären Langzeitpflege in Kraft. Die
bisherige Fachkraftquote wurde von einem neuen Personalbemessungsverfah-
ren (kurz PeBeM) abgelöst. Das PeBeM legt fest, wie viel Personal mit welchen
Qualifikationen in einer stationären Pflegeeinrichtung vorhanden sein muss.

Die Vorgabe zur Ermittlung des Bedarfs orientiert sich an der Bewohnerstruktur
der Pflegeeinrichtung, die Anzahl und der konkrete Pflegegrad der Bewohner ist
ausschlaggebend für die Anzahl und die erforderliche Qualifikation des Pflege-
personals.

Die neuen Regelungen zur Personalbemessung sehen vor, dass Pflegeleistun-
gen künftig gestaffelt nach Qualifikationsstufen erbracht werden. In der Praxis
kann dies bedeuten, dass zukünftig examinierte Pflegefachkräfte nur noch Auf-
gaben übernehmen, die einer Pflegefachkraft vorbehalten sind und die sonsti-
gen Tätigkeiten von weniger qualifizierten Personal erbracht werden.

Dies wird zu einer Absenkung der Fachkraftquote, die bislang verpflichtend bei
50 % lag, führen. Wie genau sich die Einführung des PeBeM auf die Fachkraft-
quote auswirken wird, kann für den Berichtszeitraum nicht ermittelt werden. Für
die Umsetzung des PeBeM gilt eine Übergangsfrist bis zum 31.12.2025. Die
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schrittweise Einführung soll den Einrichtungen Zeit einräumen, die notwendigen
personellen und organisatorischen Strukturen zu schaffen. Bei den neu geführ-
ten Vergütungsverhandlungen mit den Pflegekassen wird nun das PeBeM be-
rücksichtigt. Es wird erwartet, dass sich die Personalzusammensetzung rechne-
risch auf etwa 40 Prozent Pflegefachkräfte, ca. 30 Prozent Assistenzkräfte und
ca. 30 Prozent Hilfskräfte aufteilen wird.

Die Auswirkungen des PeBeM auf die strukturellen und personellen Verände-
rungen in den Pflegeeinrichtungen werden zu beobachten sein.

Eine weitere wichtige Aufgabe der WTG-Behörde wird die Beratung fachlich
spezialisierter Einrichtungen, wie Demenz- oder Beatmungswohngemeinschaf-
ten insbesondere bei konzeptionellen oder baulichen Veränderungen bleiben.
Hinzu kommt die Beratung und Unterstützung von Betreibern und Investoren
zur Planung neuer Einrichtungen wie Wohngemeinschaften und alternativer
Wohnformen im Bereich der Eingliederungshilfe, die bewertet und daraufhin
geprüft werden müssen, ob sie den Bestimmungen des WTG unterliegen.

Trotz all dieser Aufgaben ist die Gewährleistung des Schutzes sowie der Inte-
ressen und Bedürfnisse der pflegebedürftigen Menschen und Menschen mit
Behinderungen in Gelsenkirchen weiterhin die vorrangige Aufgabe der WTG-
Behörde, die insbesondere auch bei der Überprüfung eingehender Beschwer-
den gewissenhaft wahrgenommen wird, damit eine qualitativ zufriedenstellende
Versorgung in den unterschiedlichen Einrichtungen gegeben ist und das Leben
in diesen weiterhin insgesamt positiv wahrgenommen wird, wie die mit Bewoh-
nern und Angehörigen geführten Gespräche mehrheitlich ergaben.
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6. Ansprechpartner/innen

Postalische Anschrift der WTG-Behörde der Stadt Gelsenkirchen:

Stadt Gelsenkirchen
Referat Soziales – 50/3.1
45875 Gelsenkirchen

oder die Hausanschrift:

Vattmannstr. 2 – 8
45879 Gelsenkirchen

Email-Funktions-Postfach: heimaufsicht@gelsenkirchen.de

Telefax – Nr. 0209/169 - 2171

Telefonische Erreichbarkeit:

Name Telefonnummer
Herr Konetzka Teamleitung 0209/169 – 2859
Frau Danilowski Pflegefachkraft 0209/169 – 9703
Frau Goebbels                        Verwaltungskraft 0209/169 – 2919
NN Pflegefachkraft 0209/169 – 2181
Frau Kinastowski Verwaltungskraft 0209/169 – 5988
Frau Mikuszies Pflegefachkraft 0209/169 – 2877
Frau Peter Verwaltungskraft 0209/169 – 5989
Frau Reich Verwaltungskraft 0209/169 – 9880
Frau Tegtmeyer-Ancic            Verwaltungskraft 0209/169 – 2212

Stand: März 2025

mailto:heimaufsicht@gelsenkirchen.de

